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Stadt Coburg 
 
Bekanntmachung der Sitzung des Kreiswahlausschusses zur Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahl-
kreis für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025 
 

Landkreis Coburg 
 
Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Kronach ermittelten Überschwemmungs-
gebiets der Rodach von Flusskilometer 0,00 bis 15,800 und 23,600 bis 36,200 auf dem Gebiet der Städte Bad Rodach 
und Seßlach sowie der Gemeinden Itzgrund und Meeder 
 

Stadt und Landkreis Coburg 
 
Änderung der Gebührensatzung des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken für die Benutzung 
seiner Abfallentsorgungseinrichtungen (Umladestationen, Müllheizkraftwerk und Not- und Reststoffdeponie) 
 
Haushaltssatzung 2025 des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken 
 
 
 

 
 

Bekanntmachung der Sitzung des Kreiswahlausschusses zur Ermittlung und Fest-

stellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis für die Wahl zum 21. Deutschen Bun-

destag am 23. Februar 2025 
 

Die Kreiswahlleiterin / Der Kreiswahlleiter des Wahlkreises 

(Nummer und Name) 

Wahlkreis 237 Jennifer Jahn 

 Datum 

 

12.02.2025 

 

Bekanntmachung 

der Sitzung des Kreiswahlausschusses 
zur Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahl-

kreis 
für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 

2025 

 

 

Die Sitzung des Kreiswahlausschusses gemäß § 41 Abs. 1 des Bundeswahlgesetzes und § 76 Abs. 2 der Bundeswahlordnung 

zur Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis findet statt am: 

 

Wochentag 

Donnerstag , 

Datum 

27.02.2025 , um 

Uhrzeit 

13:30Uhr  

 

Inhaltsverzeichnis 

Stadt Coburg 
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in / im 

 

Bezeichnung des Gebäudes, Anschrift, Bezeichnung des Raums bzw. Zimmer-Nr. 

Rosengasse 1 

96450 Coburg 

Erdgeschoss 

Besprechungsraum 05 

 

 

Der Kreiswahlausschuss verhandelt, berät und entscheidet in öffentlicher Sitzung. 

 

 
Unterschrift Kreiswahlleiterin  

 

 
 
 
 
 

Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Kro-

nach ermittelten Überschwemmungsgebiets der Rodach von Flusskilometer 0,00 bis 

15,800 und 23,600 bis 36,200 auf dem Gebiet der Städte Bad Rodach und Seßlach 

sowie der Gemeinden Itzgrund und Meeder 
 
Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzusorgen, um Hoch-

wasserschäden zu minimieren. Eine Voraussetzung dafür ist, die Gebiete zu ermitteln, die bei Hochwasser voraus-

sichtlich überschwemmt werden. Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) verpflichtet deshalb die Wasserwirtschafts-

ämter, die Überschwemmungsgebiete in Bayern zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 Abs. 1 BayWG). 

 

 

Auf dem Gebiet der Städte Bad Rodach und Seßlach, der Gemeinden Itzgrund und Meeder (jeweils Landkreis 

Coburg) sowie auf dem Gebiet der Gemeinde Untermerzbach (Landkreis Haßberge) wurde das Überschwemmungs-

gebiet der Rodach (im Folgenden Überschwemmungsgebiet bezeichnet) von Flusskilometer 0,00 bis 15,800 und von  

Flusskilometer 23,600 bis 36,200 berechnet und in Plänen dargestellt. Es betrifft Grundstücke in den Gemarkungen 

Breitenau, Elsa, Gauerstadt, Rodach, Roßfeld, Sülzfeld (jeweils Stadt Bad Rodach), Dietersdorf, Gemünda i.OFr., Hat-

tersdorf, Heilgersdorf, Seßlach (jeweils Stadt Seßlach), Schottenstein, Welsberg (jeweils Gemeinde Itzgrund), Groß-

walbur (Gemeinde Meeder), Memmelsdorf i.UFr. und Untermerzbach (jeweils Gemeinde Untermerzbach). Es wird 

ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei um die Ermittlung und Dokumentation einer von Natur aus be-

stehenden Gefährdungslage und nicht um eine durchgeführte oder veränderbare Planung handelt. 

 

  

Landkreis Coburg 
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Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser (Bemessungshochwas-

ser − HQ100). Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren ein-

mal erreicht oder überschritten. Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jah-

ren auch mehrfach auftreten. 

 

Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind in den in den Anlagen veröffentlichten Über-

sichtskarten blau eingefasst. Detailkarten im Maßstab 1 : 2.500 können im Landratsamt Coburg, in den Städten Bad 

Rodach und Seßlach sowie in den Gemeinden Itzgrund und Meeder während der üblichen Dienstzeiten sowie im In-

ternet unter folgender Adresse eingesehen werden: 

 

Link: https://nextcloud.landkreis-coburg.de/s/zLWdpKBKx7EkzYT 

Passwort: aCjAcDGjDJ 

 

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwemmungsgebiet dargestellten Flächen im Landkreis Coburg als 

vorläufig gesicherte Gebiete. Damit sind insbesondere folgende Rechtswirkungen verbunden: 

 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 des Was-

serhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen oder in sonstigen 

Satzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Ausweisung ausschließlich 

der Verbesserung des Hochwasserschutzes dient, sowie für Bauleitpläne für Häfen und Werften (§ 78 Abs. 1 

Satz 2 WHG).  

 

Ausnahmsweise kann das Landratsamt Coburg abweichend von diesem Verbot die Ausweisung neuer Baugebiete un-

ter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG zulassen. 

 

Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat die Gemeinde bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung 

von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der Abwägung 

nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu berücksichtigen: 

 

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, 

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und 

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben. 

 

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend. 

 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach 

den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das Verbot gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus 

von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes sowie des Messwe-

sens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG). 

 

Im Einzelfall kann das Landratsamt Coburg abweichend von diesem Verbot die Errichtung oder Erweiterung baulicher 

Anlagen gemäß § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn  

 

1. das Vorhaben 

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von verloren ge-

hendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 

d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 

 

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu berück-

sichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 
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Gemäß § 78a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten ebenfalls 

untersagt: 

 

1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behindern können, 

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im 

Rahmen einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 

3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen, 

4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern können 

oder die fortgeschwemmt werden können, 

5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hochwasserschut-

zes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und § 75 Abs. 2 WHG entgegenstehen, 

7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 

 

Diese Verbote gelten nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewäs-

ser- und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschließlich Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederher-

stellung des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwesens sowie 

für Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewässerbenutzungen 

erforderlich sind. 

 

Das Landratsamt Coburg kann im Einzelfall abweichend von den Verboten nach § 78a Abs. 1 WHG Maßnahmen zu-

lassen, wenn  

 

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, 

2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden und 

3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschäden nicht zu befürchten sind  

 

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können (§ 78a Abs. 2 

Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Voraussetzungen der zuvor genannten Nummern 2 und 3 sind auch die Auswir-

kungen auf die Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78a Abs. 2 Satz 3 WHG). 

 

Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden (§ 78a Abs. 2 

Satz 2 WHG). 

 

Nach § 78a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten im Falle 

einer unmittelbar bevorstehenden Hochwassergefahr Gegenstände, die den Wasserabfluss behindern können oder 

die fortgeschwemmt werden können, durch ihren Besitzer unverzüglich aus dem Gefahrenbereich zu entfernen. 

 

Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in vorläufig gesicherten Überschwem-

mungsgebieten verboten. Das Landratsamt Coburg kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn keine anderen weni-

ger wassergefährdenden Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen und die Heizölver-

braucheranlage hochwassersicher errichtet wird. 

 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet gelten für Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen1 

insbesondere die Anforderungen nach § 50 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen (AwSV). Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind zum 

Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. Für Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) 

im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV.  
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Zudem haben Betreiber prüfpflichtiger Anlagen gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -intervalle nach Maßgabe 

der Anlage 6 AwSV zu beachten.  

 

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Entscheidungen des Landratsamts Coburg über die Festsetzung 

eines Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverordnung. Die vorläufige Sicherung endet, sobald die Rechtsverord-

nung zur Festsetzung des Überschwemmungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. 

Sie endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. Im begründeten Einzelfall kann die Frist vom Landratsamt Coburg 

höchstens um zwei weitere Jahre verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 BayWG). 

 

Weitere Informationen: 

Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Überschwemmungsgebiete werden im Themenbereich Naturgefah-

ren des UmweltAtlas Bayern für die Öffentlichkeit dokumentiert. Wasserspiegellagen sind beim Wasserwirtschaftsamt 

Kronach zu erfragen. 

 

Coburg, 18.02.2025 
Landratsamt Coburg 
Fachbereich 42 – Wasserrecht 
 
 
B r i n k 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
________________________ 
1 Heizölverbraucheranlagen sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
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Anlage 1 

zur Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes der Rodach 
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Anlage 2 

zur Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes der Rodach 
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Anlage 3 

zur Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes der Rodach 
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Anlage 4 

zur Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes der Rodach 
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Änderung der Gebührensatzung des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nord-

west-Oberfranken für die Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrichtungen (Umla-

destationen, Müllheizkraftwerk und Not- und Reststoffdeponie) 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 4. Februar 2025 

die 19. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrichtungen (Umla-

destationen, Müllheizkraftwerk und Not- und Reststoffdeponie) beschlossen. 

 

Die Satzung wird im Oberfränkischen Amtsblatt mit Erscheinungsdatum 25. Februar 2025 amtlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Satzung in den nächsten sieben Tagen nach Erscheinen dieses Amtsblattes in der 

Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 96487 Dörfles-Esbach, Von-Werthern-Straße 6 während der allgemeinen 

Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme ausliegt. 

 

ZWECKVERBAND FÜR ABFALLWIRTSCHAFT IN NORDWEST-OBERFRANKEN 

 

Aufgrund von Art. 22 Abs. 2 und Art. 42 Abs. 4 KommZG, Art. 8 KAG und § 4 der Satzung des Zweckverbandes über 

die Benutzung seiner Abfallentsorgungsanlagen erlässt der Zweckverband für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken 

folgende 

 

19. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Benutzung seiner Abfallentsorgungseinrichtun-

gen (Umladestationen, Müllheizkraftwerk und Not- und Reststoffdeponie) 

 

§ 1 

Die Gebührensatzung des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken für die Benutzung seiner Ab-

fallentsorgungseinrichtungen (Umladestationen, Müllheizkraftwerk und Not- und Reststoffdeponie) vom 01.12.1998 

(OfrABl. Folge 1/99) in der Fassung der 18. Änderungssatzung vom 05.03.2024 (OfrABl. Folge 6/2024) wird wie folgt 

geändert: 

 

1. § 3 Absatz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung: 
 

§ 3 

Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 

 

(1) Die Gebühren betragen nach Gewicht je Tonne Abfall 201,-- € 
 
 

§ 2 

In-Kraft-Treten 
 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.04.2025 in Kraft. 

 

Dörfles-Esbach, den 04.02.2025 

 

Dominik Sauerteig 

Oberbürgermeister 

und Verbandsvorsitzender 

 
 

Haushaltssatzung 2025 des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Ober-

franken 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Abfallwirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 04. Februar 
2025 seine Haushaltssatzung für das Jahr 2025 beschlossen. 
 
Die Regierung von Oberfranken hat mit Schreiben vom 17.02.2025 mitgeteilt, dass die Haushaltssatzung 2025 keine 
genehmigungspflichtigen Bestandteile enthält. Die Haushaltssatzung wird im Regierungsamtsblatt Oberfranken im 
Februar 2025 (voraussichtliches Erscheinungsdatum: 25.02.2025; lfd. Nr.: 03/2025) amtlich bekannt gemacht. 
 

Stadt und Landkreis Coburg 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung gem. Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO samt sämtlicher Anlagen bis 
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich in der Geschäftsstelle des Zweckverban-
des in 96487 Dörfles-Esbach, Von-Werthern-Str. 6, während der allgemeinen Dienststunden einsehbar ist. 
 
Dörfles-Esbach, 04. Februar 2025 
 
Baj 
Werkleiter 
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